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!a! d9s Amtsgericht offgnburg im schriftlichen verfahren gemäß s 495 a zpo, in demSchriftsätze bis zum 04.09.2009 eingereicht werden konntön, durch Richterin am Amts-gericht Buck

für Recht erkannt;

1. Die Beklagte wird verudeilt, an die Klägerin 2B8,gB EUR nebst Zinsen in Hö-
he von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz hieraus seit dem 13. Juni
2009 zu bezahlen.

lm Übrigen wird die Klage abgewiesen.

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits,

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.
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Entsche idu.nsgg 4inde :

Die Klage ist zulässig und in der Hauptsache auch begnindet; der Klägerin stehen auf-
grund des Unfallereignisses vom 05. Juli 2007 in Offenburg weitere Mietwagenkosten
g9ge1_dje Beklagte in Höhe von 2BB,BB EUR gemäß den SS 7, 17 stvc, Bi3,24g fi,,,
398 BGB r.V.m. s 115 Abs. 1 VVG zu_

Entgegen der Auffassung der Beklagten verstößt die Klägerin nicht gegen das RDG.
Vorliegend geht es nicht um die Bearbeitung von Verkehrsunfallsachen im Allgemeinen,
s9n!9rn lediglich um die Regulierung noch offener Mietwagenkosten. Die ausschließlt-
che Einstandspflicht der Beklagten ist unstreitig. Ledigtich hinsichflich der Höhe der er-
stattungsfähigen Mietwagenkosten ist mithin eine rechtliche Prüfung erforderlich. Da
sich die Mietwagenuntemehmen derzeit aufgrund des Regulierungsverhaltens der Ver-
sicherungen ständig mit der aktuellen Rechtsprechung auseinandörsetzen müssen, um
die erstattungsfähigen Tarife im Unfallersatzgeschäft zu ermitteln bzvrr. das Prozessrisi-
ko einer Klage gegen den Mieter abschä2en zu können, sind die diesbezüglichen

Rechtskenntnisse frir die Haupttätigkeit eines Mietwagenunternehmens erforderlich
i-S.d; S 5 | RDG und gehören somit zu den erlaubten Rechtsdienstleistungen. lm ünri-
gen wurde der Geschädigte zuver erfolglos zum Ausgleich der noch offJnen Mietwa-
genrechnung aufgefordert, weshalb auch insoweit ein Vorgehen der Klägerin aus der
Sicherungsabtretung gerechtfertigt ist.
Sämtlich von der Beklagten zitierte Rechtsprechung eteht hiezu nicht im Widerspruch,
da diese allegamt zum RechtsberatungsgesoE ergangen ist, welches irn Hinbltck aui
die Möglichkeiten der Klägerin deuflich restriktiverwar. 

-

Nach der ständige_n Rechtsprechung des BGH kann der Geschädigte vom Schädiger
und dessen Haftpflichtversicherer gemäß S 249 Abs. 2 Satz 1 BGB.als erfordertichen
Herstellungsaufiruand nur den ErsaD derjenigen Mietwagenl(osten verlangen, die ein
verständiger, wirtschaftlich denkender Mensch in der lage des GescüaOigten für
zureckmäßig und notwendig halten darf. Hierbei ist der Geschädigte gehatten. im Rah-
rnen des ihm Zumutbaren von rnehreren möglichen den wirtschaftilchsten Weg der
Schadensbehebung zu wählen. Das bedeutet, dass ihn eine Erkundigungspflicni tritft
und dass er von mehreren auf dem örtlich relevanten Markt - nicht iurTui Unfallge-
schädig-te - erhältlichen Tarifen für die Anmietung eines vergleichbaren Ersatzfahaeugs
grundsätzlich nur den günstigeren Mietpreis afs arr Hersteliung objektiv eriorderlich Jr-
setzt verlangen kann, Diesen "Normaltarif schätzt das Amtsgericht Offenburg aufgrund
der ständigen Rechtsprechung des Landgerichts Otfenburg in Ausübung seines tatrich-
terlichen Ermessens nach S 287 ZPO auf der Grundlage dLs Schwacke-
Mietpreisspiegels im Postleitzahlgebiet des Geschädigten, Diese Schäizgrundlage hat
der BGH rnit Senatsurteil vorn 24. Juni 2008 Az. Vl ZR 234t07 ausdrücklöh anerkannt.
Von daher sieht das Gericht keinerlei Grund von seiner bisherigen Rechtsprechung ab-
zuweichen.
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Zwat bringt die Beklagte vor, dass die Erhebungen der sog. Schwacke-Liste lediglich
auf einer Sarnmlung schriftlicher Angebotspreiso der Autovermieter basierten und nicht
auf - wie der Studie des Fraunhofer Instituts zugrunde gelegten - taisächlichen Markt-
preisen- Es istJedoch nicht Aufgabe des Tatrichters, lediglich allgemein gehaltenen An-
griffen gegen eine Schätzgrundlage nachzugehen, zumal hinsichtlich üer Studie des
Fnaunhofer Instituts zu beachten ist, dass es sich um ein von dem Gesamtverband der
Versicherungswirtschaft in Auftr:ag gegebenes Gutachten handelt und die Studie somit
ats Privatgutaehten zu behandeln ist. Die Studie verfolgt erkennbar den Zweck, die ei-
nem Geschädigten zuzuerkennenden Mietpreise weiter,,nach unten zu drucken,. Zt)-
dem hat die Studie den Markt nur gnobmaschig untersucht und tegt kein Gewicht auf
regionale Unterschiede. Auch hat das Landgericht Offenburg erst mit Urteil vom 07. Ap-
ril 2009 - AZ: 1 S 94/08 - entschieden, dass die Moäus-Werte des Schwacke-
M ietpre isspiegels als S chätzg ru nd lage her anzuzieh e n ist.

Von daher belaufen sich die erstattungsfähigen Mietwagenkosten auf 522,12 EUR. Un-
ter Berucksichtigung der vorgerichtlich geleisteten Zahlüng über 233,24 EUR waren der
Klägerin mithin noch weitere 2BB,BE EUR zuzuerkennen.

Mahnkosten waren der Klägerin nicht zu ergtatten, da nicht ersichtlich ist, inwieweit die
Beklagte seitens der Klägerin gemahnt wurde. Vielmehr liegen nur Mahnschreiben an
den'Geschädigten vor. Da sich die Beklagte somit bei Zahhägsaufforterung durch den
Prozessbevollmächtigten der Klägerin nicht in Veaug befanä, können auäh keine4ei
vorgerichtlichen Rechtsanwaltsgebühren verlangt werden, da diese bei Veaugseintritt
bereits angefallen waren. Des weiteren können Zinsen erst ab Zustellung des Mahnbe-
scheids verlangt werden (S 291 BGB), da nicht ersichtlich ist inwieweit die Bektagte zu-
vor in Verzug gesetzt wurde.

Die Kostenentscheidung fotgt aus g 91ZpO;
der Ausspruch über.die vorläufige Vollstreckbarkeit findet seine Rechtsgrundlage in den
SS 708 Zi i fer  11,711,7122pO.

Buck




